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Waffenausfuhrverbot oder nicht?
Abstimmung vom 29. November Unsere Leser kreuzen die Klingen – schriftlich

Wenn die Argumente ausgehen

Nicht, dass es mich wundern würde,
dass es selbst einem SVP-Politiker lang-
sam dämmert, dass die immer gleiche
Arbeitsplatz-Panikmache – auch wenn er
nicht auf die Wiederholung verzichten
mag – je länger, je weniger zieht. Aber
dass Walter Gurtner deshalb mit der Be-
hauptung «Für mich ist es offensichtlich,
dass die GSoA damit einen erneuten Ver-
such zur schleichenden Abschaffung der
Armee unternimmt» ein letztes (wie
falsches) Kampfargument aus der Schub-
lade holt, gibt mir doch zu denken. Wir
Befürworter sind nicht fremdgesteuert.
Es mag jeder seine eigenen Beweggründe
haben. Die Abschaffung der Armee
gehört wahrscheinlich bei den wenigsten
– und bei mir garantiert nicht – dazu.
Vielmehr wägen wir bei der Entschei-
dungsfindung alle Argumente ab. Und
für viele kommt das Argument der 2000,
5000 oder gar 10000 Arbeitsplätze ein-
fach nicht gegen die Auslöschung unzäh-
liger wertvoller Menschenleben an.

PATRICK EYHOLZER 

Existenzielle Grundfragen

Die Initiative gefährdet Tausende von
Arbeitsplätzen, stellt unsere Sicherheits-
politik und somit die Unabhängigkeit,
Freiheit und Sicherheit unseres Landes
und seiner Bevölkerung infrage. Die In-
itiative fokussiert sich in ihrer Argumen-
tation auf einen äusserst emotionalen Be-
reich und vermittelt ein nicht der Rea-
lität entsprechendes Bild innerer Ord-
nung, Ruhe und Sicherheit. In Tat und
Wahrheit greifen die Forderungen und
Ansprüche dieser Initiative tief in exis-
tenzielle Grundlagen wie die Schutz- und
Sicherheitsbedürfnisse unserer zivilen
Bevölkerung sowie des internationalen
Handels ein. Der weltweite Tausch und
Handel war und ist seit jeher wichtiger
Faktor für die politische und kulturelle
Entwicklung eines Landes. Für die
Schweiz als kleines Binnenland, ohne jeg-
liche Rohstoffe und mit äusserst kleinen
Absatzmärkten, ist daher Verständlicher-
weise die Sicherstellung eines der älte-

sten Systeme, des Welthandels, ein abso-
lutes Muss. Auch die Rüstungsindustrie
ist den vielfältigen und differenzierten
Gesetzen von Handel und Diplomatie un-
terworfen. Genau diese Form des regle-
mentierten Handels ermöglicht der
Schweiz einen enormen internationalen
Technologie- und Wissenstransfer, von
welchem letztlich die Existenz und Si-
cherheit verschiedenster Zweige von
Wirtschaft, Ökologie, Bildung, For-
schung und Politik abhängen. Die stren-
ge schweizerische Gesetzgebung bei den
Rüstungsexporten ist mehr als umfas-
send und entsprechen einem hohen ethi-
schen Standard. Diese Auflagen werden,
wenn sie oft auch einschränken, von un-
serer Exportindustrie aktiv mitgetragen.

PETER IMHOLZ,  SOLOTHURN

Zwei Gesichter der GSoA-Initiative 

Auf der einen Seite will diese Initiati-
ve zur Verhinderung von Kriegen in der
ganzen Welt beitragen. Wer könnte
schon gegen diesen Zweck sein? Und vie-
le Leute glauben auch an diese Botschaft.
Auf der anderen Seite verlieren wir aber
bei einem Verbot der Kriegsmaterialaus-
fuhr Arbeitsplätze und technisches Wis-
sen. Aufgrund dieser Sachlage frage ich
mich, ob es den Initianten nicht vielmehr
darum geht, die Folgen der Wirtschafts-
krise nicht noch zu verschärfen. Damit
wollen sie offensichtlich erreichen, dass
unsere demokratischen Einrichtungen
geschwächt werden und unser Land offe-
ner wird für eine üble Staatswirtschaft,
die in Osteuropa seinerzeit völlig versagt
hat. Darauf gibt es nur eine Antwort: ein
überzeugendes Nein. 

EDUARD GERBER-ZEEH, HALTEN

Linke Arbeitsplatzvernichter

Einmal mehr ist die SP auf die GSoA
hereingefallen: Der SP geht es bei der Un-
terstützung des Waffenexportverbotes
um die Wahrung von Moral, der GSoA
um die ratenweise Abschaffung der Ar-
mee. Vordergründig soll das Verbot jegli-
cher Waffenausfuhr zwar als Friedensbei-
trag durchgesetzt werden. Effektiv aber

ist unsere Waffenausfuhr von sehr be-
scheidenem Umfang, weil sie bereits heu-
te sehr restriktiv geregelt ist. Sie geht zu-
dem vor allem an Nato-Länder und Neu-
trale, deren Rüstungsstand auch für un-
ser Land ein wichtiger Sicherheitsfaktor
ist. Ein Land mit einer eigenen Armee
braucht ein Minimum an inländischer
Rüstungskapazität, um über das nötige
Know-how und eine Basis an eigenen Rüs-
tungsmitteln verfügen zu können. Viele
Teile der benötigten Waffensysteme und
Geräte beziehen wir aber heute schon aus
dem Ausland. Handeln denn diese Liefe-
ranten auch alle moralisch verwerflich?
Den Initianten, der GSoA, geht es ganz of-
fensichtlich um die schrittweise Abschaf-
fung der Armee. Dass die SP sie dabei un-
terstützt und den Abbau von mindestens
10000 Arbeitsplätzen und Hunderten
von Lehrstellen in Kauf nimmt, ist für die-
se angebliche Arbeitnehmerpartei mehr
als verwunderlich. 

KURT FLURI,  SOLOTHURN

Besser für aufbauende Projekte

Jeder Handel und vor allem die Her-
stellung von Kriegsmaterial ist zu verbie-
ten. Waffen dienen der Vernichtung, bis
sie schliesslich selber vernichtet werden.
Warum setzen wir unsere Ressourcen
und das Geld nicht für aufbauende Pro-
jekte ein? Warum fördern wir mit unse-
ren Kräften nicht die Wasserversorgung
in ärmeren Ländern? Damit wäre besser
gedient als mit Waffen-Export.

ULRICH SENN, LANGENTHAL

Unglaublich: Kriegsmaterial-Exporte

Dass die Behörden überhaupt eine
solche Abstimmung zulassen. Solche In-
itiativen gehören in den Abfall. Zer-
störung Hunderter Arbeitsplätze und x-
Millionen Steuerverluste, was die Initian-
ten nicht im Geringsten betrifft, denn
das sind sicher alles Menschen mit siche-
ren Stellen. Sicher haben sie von Arbei-
tenmüssen, um zu überleben, nicht die
geringste Ahnung. Ein Nein in die Urne.

T.  MACCAFERRI ,  SOLOTHURN, 

EDUARD OBI ,  BIBERIST

Die Qual der Wahl bei den Ständeräten: Roland Fürst, Roberto Zanetti oder Roland F. Borer?

Die Anti-Minarett-Initiative

Ein Chrampfer nach Bern!

Drei Kandidaten sollen als Vertreter
der Wirtschaft und als Vertreter der
«Büezer» geeignet sein. Das sind grosse
Worte, deren Wahrheitsgehalt sich
nicht überprüfen lässt. Eines lässt sich
aber messen: der Leistungsausweis der
Kandidaten. Und wenn man diesen be-
trachtet, dann ist klar, wer zu wählen
ist: Roland Fürst. Er hat während 14 Jah-
ren die Gemeinde Gunzgen geführt, er
war ebenso erfolgreich als Geschäfts-
führer und lässt nun als Direktor der
Solothurnischen Handelskammer von
sich hören. Und neben diesen Aktivitä-
ten hat er noch etwas, was ihn von den
anderen Kandidaten abhebt: eine Fami-
lie. Zusammengenommen gibt das ei-
nen Menschentyp, der als «Chrampfer»
zu bezeichnen ist, der aber als Mensch
mitten im Leben steht. Roland Fürst ist
kein Sprücheklopfer und kein Polemi-
ker. Er ist volksvertrauter Realpolitiker.
Solche Leute brauchen wir in Bern.

PETER STALDER,  OENSINGEN

Es trifft die Jungen

In Bern wird zurzeit über die Revisi-
on des Arbeitslosenversicherungsgeset-
zes beraten. Dabei steht Abbau im Vor-
dergrund. Insbesondere bei jungen Per-
sonen sollen die Leistungen massiv
gekürzt werden. Die Bürgerlichen ge-
hen bewusst das Risiko ein, dass junge
Leute Sozialhilfeempfänger werden.
Durch den geplanten Abbau werden die
Gemeinden und Kantone stark belastet.
Weiter hat die Denkfabrik Avenir Suisse
Vorschläge unterbreitet, wie das Ren-
tenalter stufenweise erhöht werden
soll. Die heute jungen Leute sollen der-
einst bis zum Alter 70 und länger arbei-
ten. Ich vermute stark, dass die Denkfa-
brik vergessen hat, bei diesem Vor-
schlag zu denken. Zu guter Letzt will
man den Rentenumwandlungssatz bei
den Pensionskassen stark reduzieren.
Im März 2010 findet die entsprechende
Volksabstimmung statt. Dies hätte zur
Folge, dass die Renten massiv gekürzt
würden. Kürzlich hat der Bundesrat be-
schlossen, die BVG-Gelder auch im Jah-
re 2010 nur mit 2% zu verzinsen. Einige

Tage später konnte man lesen, dass die
Pensionskassen in den ersten 9 Mona-
ten des laufenden Jahres auf den Wert-
papieren über 10% Gewinn erzielt ha-
ben. All die aufgeführten Punkte ist das
Resultat der bürgerlichen Mehrheit in
Bern. Diese werden allesamt von der
SVP, auch von Herrn Borer, unterstützt,
teilweise leider auch von der Familien-
partei CVP, auch von Herrn Fürst. Es ist
Zeit, dass den Stimmbürgern die Augen
geöffnet werden. Daher wählt Roberto
Zanetti in den Ständerat. 

MARKUS STAUFFIGER,  DULLIKEN

Eine starke Vertretung: Zanetti/Büttiker

Unser Land, aber auch unser Kanton
steht vor grossen Herausforderungen
namentlich im sozialen, ökologischen
und wirtschaftlichen Bereich. Die Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise hat die
Wende noch nicht geschafft. Wir müs-
sen mit einer weiteren Zunahme an Ar-
beitslosen rechnen. Der Druck auf die
Staatsfinanzen wird weiter wachsen. Es
leiden vor allem die Umwelt-, Klima-
und Verkehrspolitik. Genau in diesen
Bereichen braucht es eine starke Vertre-
tung unseres Kantons. Dafür bestens ge-
eignet ist Roberto Zanetti, der sich en-
gagiert und kooperativ für gute Lösun-
gen einsetzt. Als ehemaliger National-
und Regierungsrat sowie heutiger Kan-
tonsrat ist er erfahren und kennt sich in
diesen Themen bestens aus. Mit Rolf
Büttiker ist die bürgerliche Politik un-
seres Kantons bestens vertreten. Solo-
thurn braucht weiterhin ein ausgegli-
chenes Team für eine ideale Vertretung
der kantonalen Anliegen in Bern. 

MARTIN BRUNNER, OENSINGEN

Zanetti wirds wohl kaum richten

Glaubt man der Wahlpropaganda
für Zanetti, müsste man meinen, nur er
sei der «Heilsbringer» für unseren Kan-
ton. Gräbt man jedoch etwas tiefer,
stellt man fest, dass Zanetti während
seiner Zeit im eidgenössischen Parla-
ment als Nationalrat schlicht überfor-
dert war und sich dort, nach seinen ei-
genen Aussagen, nie wohl fühlte. In
Umfragen rangierte er immer bei den

«Hinterbänklern». Auch als neu gewähl-
ter Kantonsrat blieb Zanetti bis heute
auf den hinteren Bänken. Warum sol-
len dann die Solothurner jemanden
wählen, der als Regierungsrat abge-
wählt (u.a. auch von seinen eigenen Ge-
nossen) und mit seinem kurzen Gast-
spiel in Bern wenig brillierte? Lassen
wir doch Zanetti zuerst wieder im Kan-
tonsrat zeigen, was er wirklich kann
und entscheiden dann 2012 über seine
Kandidatur als Ständerat.

HANS A.  RÖLLI ,  LANGENDORF

Zanetti ficht mit feiner Klinge 

Mehrere Jahre hat Roberto Zanetti
in der Politik, sei es auf Gemeinde-, Kan-
tons- oder Bundesebene, bewiesen, dass
er mit feiner Klinge fechten kann. Nach
seinem Demokratieverständnis ist das
Ziel immer eine inhaltlich gute Lösung,
die schliesslich auch mach- und finan-
zierbar ist – zum Wohle aller. Reine
Wirtschaftsvertreter braucht der Kan-
ton Solothurn nicht im Stöckli, denn in
dieser Beziehung sind wir mit Herrn
Büttiker gut vertreten. Dieser Kanton
verdient aber auch noch eine andere
Stimme. Diese Stimme wusste Aschi
Leuenberger immer gut in Bern zu ver-
treten und wurde auch dementspre-
chend akzeptiert. Roberto Zanetti kann
diese Anliegen als sein Nachfolger si-
cher gut umsetzen. Sein Wahlkampf
zeigt schon, wie er der Vertreter der Be-
völkerung ist: Nicht Plakate mit vielen
Schlagworten, sondern das Gespräch
mit den Leuten auf der Strasse in den
Gemeinden und Städten. Er ist für mich
die richtige Person für die Zukunft un-
seres Kantons in Bern. 

JEANETTE BROTZER-DINKEL,

STARRKIRCH-WIL

Roland Fürst in den Ständerat

Ich gebe am Wahltag Roland Fürst
(CVP) aus Gunzgen meine Stimme, und
zwar aus folgenden Gründen: Weil er
als Direktor der Solothurner Handels-
kammer, als Kantonsrat und als Mit-
glied der kantonsrätlichen Finanzkom-
mission die Sorgen und Probleme der
Wirtschaft wie auch der Arbeitneh-

menden bestens kennt. Gerade in der
jetzigen schwierigen Wirtschafts- und
Finanzsituation, mit vielen Arbeitslo-
sen, ist es äusserst wichtig, eine kompe-
tente und engagierte Persönlichkeit
nach Bern zu entsenden. 

PETER MEYER,  DERENDINGEN

Die FdP kitzeln

Die Aussage des Kantonalpräsiden-
ten und des Wahlkampfleiters der SVP,
das Bürgertum müsse unbedingt ge-
stärkt werden, erstaunt mich sehr. Als
Seniorin empfehle ich den erwähnten
Personen einmal zu untersuchen, aus
welchen Kreisen sich die SVP-Angehöri-
gen rekrutieren. Sie werden dabei fest-
stellen können, dass vor allem unzufrie-
dene FdP- und CVP-Leute, also aus dem
so genannten bürgerlichen Lager, den
Schalmeien und leeren Versprechungen
der SVP-Spitzenleute Folge leisten. Dass
sich dazu sogar auch SP-Leute gesellen,
macht die Sache nicht besser. Für mich
ist Nationalrat Kurt Fluri ein Garant des
Bürgertums, der sich nicht scheut, un-
angenehme, gesellschaftliche Probleme
anzupacken. Zur Ständeratswahl Ende
November 2009 wähle ich lieber einen
Gewerkschafter, als einen Pseudo-Bür-
gerlichen.

SUSI SCHEIDEGGER-ARN, GERLAFINGEN

Roland F. Borer ist die richtige Wahl 

Den Wählern steht mit Roland F. Bo-
rer nicht nur ein Kandidat zur Verfü-
gung, der 18 Jahre mit grossem Erfolg
im Nationalrat politisiert hat. Vielmehr
hat er in dieser Zeit mit seinen Fach-
kenntnissen und seiner offenen, konse-
quenten und kollegialen Art gegenüber
allen Ratskollegen erreicht, sich bei
bürgerlichen und linken Politikern Re-
spekt zu verschaffen. Auch die SVP-Ba-
sis vertraut seit Jahren auf Borer. Dies
rührt vor allem daher, weil er nach den
Wahlen jeweils das hält, was er auf dem
Wahlprospekt versprochen hat. Eine
Gabe, die in der Politik leider immer
seltener wird. Seine Meinung zählt in
Bern. Als Sozial-, Gesundheits- und Si-
cherheitspolitiker hat er in den vergan-
genen Jahren bewiesen, dass er für das

bürgerliche Lager ein Meinungsmacher
ist. Wenn er im Auftrag der Solothurner
Wähler diesen Auftrag in Zukunft für
den Stand Solothurn übernehmen
wird, so ist das nur gut für unseren Kan-
ton. Zu lange haben sich ein FdP- und
ein SP-Vertreter bei Abstimmungen im
Stöckli mit einem Ja und einem Nein
eliminiert.

STEPHAN FLÜCKIGER,  KESTENHOLZ

Lösungsorientiert und kompetent

Politische Flügelkämpfe haben uns
bisher nicht sehr weit gebracht, und
wir sollten erkennen, dass die heutige
Gesellschaft und Politik komplexer ge-
worden ist. Zu komplex, um alles in
Rechts oder Links einteilen zu können.
Gefragt ist heute mehrdimensionales
und vernetztes Denken. Meine 10-jähri-
ge Zusammenarbeit mit Roland Fürst
im Gunzger Gemeinderat reflektie-
rend, sind es genau diese Stärken, die
den Menschen und Politiker Roland
Fürst auszeichnen. Mit Weitsicht und
Sachpolitik, weit über die Parteigren-
zen hinweg, hat er sich für das Wohl
der Gemeinde und Region eingesetzt.
Mit dem gleichen Engagement wird
sich Roland Fürst in Bern für den Kan-
ton Solothurn einsetzen. 

URS RÖTHELI ,  GUNZGEN

Echter Unternehmer nach Bern

Seit vielen Jahren muss ich feststel-
len, wie die classe politique  sowie die
Wirtschaftsverbände gegen die Interes-
sen der Kleinbetriebe agieren. Kanto-
nalbankdebakel, Mutterschaftsversi-
cherung, Swissair-Rettungsversuch, Un-
terstützung der UBS, Personenfreizü-
gigkeit, Öko-Autosteuer usw. Für den
Ständerat braucht es aus dem Kanton
Solothurn eine wirtschaftspolitisch er-
fahrene Person aus KMU-Kreisen. Bun-
desbern macht keine Geschenke, die
Kantonsanteile müssen von den Stän-
deräten ausgehandelt, ja sogar er-
kämpft werden. Aus Sicht der Kleinun-
ternehmer würde Unternehmer Roland
Borer den Kanton Solothurn am besten
vertreten.

GODI BANGERTER,  TSCHEPPACH

Replik auf Leserbrief von 

Christian Müller vom 9. Nov.

Ich bin auch entsetzt. Über
solche Akademiker wie Sie. Sie
halten uns einstige Verbrechen
der Kolonialisten vor. Genau so
wie die fundamentalistischen
Muslime uns verantwortlich ma-
chen für die Kreuzzüge. In wel-
chem Jahrhundert leben Sie?
Natürlich wollten christliche
Kirchtürme die Einwohner der
eroberten Gebiete auch mental
unter Kontrolle bringen. Ja, was
glauben Sie denn, was die Mina-
rette sollen? Denken promovier-
ter Historiker und weit gereiste
Journalisten so unlogisch? Die
Minarett-Gegner sind nicht
primär gegen die Muslime. Sie
wollen ein Zeichen setzen gegen
die Fundamentalisten. Und das
ist meines Erachtens bitter
nötig. Die Unterwanderung un-
seres Rechtsstaates ist weit fort-
geschritten. Wir sind ja schon so
weit, dass in einem Staat wie Ita-
lien, wo seit fast 2000 Jahren ei-
ne zutiefst christliche Tradition
gelebt wird, das Kruzifix aus den
staatlichen Schulzimmern ent-
fernt werden soll. Und wer hat
das eingeklagt?

Das Kopftuch und die Burka
sind Symbole tiefster Verach-
tung weiblicher Freiheit. Ich
würde trotzdem in einem musli-
mischen Land aus Respekt dem
Gastland gegenüber die Burka
tragen, wenn dies verlangt wür-
de. Wer in unser Land kommt
und von unserem toleranten, so-
zialen und grosszügigen System
profitieren will, soll sich Gesetz
und gesellschaftlichen Regeln
unterstellen. Die Scharia hat bei
uns nichts verloren. Annullie-
rung der Ehe wegen angeblich
fehlender Jungfräulichkeit, Aus-
peitschung, Steinigung, Hände
abhacken, das passt nicht ins 
21. Jahrhundert von Westeuro-
pa. Die christliche Kirche mit ih-

rer Inquisition hat vor Jahrhun-
derten genug Elend über Europa
gebracht. Wir brauchen Ähnli-
ches nicht wieder. Unser Gesetz
erlaubt allen, ihre  Religion un-
behelligt zu leben. Das ist mehr
Freiheit als in allen islamischen
Ländern. Minarette verbieten
löst zwar keine Probleme. Das
Toleranz-Gesäusel promovierter
Historiker und anderer Eliten
löst sie aber auch nicht. Ach
übrigens: Ich gehöre nicht zur
SVP und komme auch nicht aus
der rechtsextremen Ecke. 

SUSANNA KAISER,  LEUZIGEN

Es braucht sie nicht

Die Polemik um die Mina-
rett-Plakate ist doch absurd. Ich
frage mich, ob die Gegner der In-
itiative damit bewusst vom ei-
gentlichen Thema ablenken
wollen. Wir müssen uns doch
der Tatsache stellen, dass wir
mit der jetzigen Kusch-Politik
immer mehr solche verschleier-
ten Frauen sehen werden. Dass
auch linke Kreise diese Initiative
lauthals ablehnen, ist für mich
rätselhaft, nachdem sie nach
jahrelangem Kampf um Gleich-
berechtigung die Gleichstellung
zwischen Mann und Frau er-
reicht haben, wollen sie diese im
Namen der Toleranz und des
Multikulti gleich wieder opfern. 

Wir sehen doch die Machen-
schaften dieser Kultur und Reli-
gion am Beispiel des Libyschen
Staatspräsidenten Gadaffi. Die
Minarette sind eben nicht bloss
ein harmloser Turm, sondern
haben eine Bedeutung. Es geht
um einen Machtanspruch. Mit
der islamischen Religion selber
haben diese nichts zu tun. Die
Religionsfreiheit bleibt in der
Schweiz gewahrt. Deshalb geht
es in der ganzen Debatte nicht
um eine Religions-, sondern um
eine reine Baufrage.

BEAT KÜNZLI, LAUPERSDORF
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